Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/119 


Antrag 

der Fraktion der CDU/CSU 

Der Bundestag wolle beschließen: 

Entwurf eines Dreiundzwanzigsten Gesetzes 
zur Änderung des Lastenausgleichsgesetzes (23. ÄndG LAG) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

Artikel 1 

Änderung des Lastenausgleichsgesetzes 

Das Lastenausgleichsgesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 1. Oktober 1969 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 1909) wird wie folgt geändert: 

1. In § 15 a Abs. 1 erhält Nummer 1 die folgende 
Fassung: 

„l.als Schaden im Sinne des § 3 Abs. 1 Nr. 1 
des Beweissicherungs- und Fesstellungsgeset- 
zes,". 

2. In § 243 Abs. 2 werden ersetzt: 
die Zahl „7200" durch „9600", 
die Zahl „50 000 durch „75 000", 
die Zahl „1800" durch „2400", 
die Zahl „900" durch „1200", 

die Zahl „15 000" durch „18 000", 
die Zahl „3000" durch „3600", 
die Zahl „1500" durch „1800". 

3. In § 249 b Abs. 1 wird die Zahl „50 000" durch 
„75 000" ersetzt. 

4. In § 267 Abs. 1 und in § 269 werden ersetzt: 
die Zahl „205" durch „225", 

die Zahl „135" durch „155", 
die Zahl „70" durch „75". 


5. In § 269 a werden 

a) in Absatz 2 in den Stufen 1 bis 5 die Beträge 

des Selbständigenzuschlags wie folgt geän- 
dert: „40 DM" in „55 DM", „55 DM" in „70 

DM", „70 DM" in „85 DM", „80 DM" in „95 

DM", „90 DM" in „105 DM" und treten an die 
Stelle der bisherigen Stufe 6 die neuen Stu- 
fen 6 bis 8: 

„6 bis 12 600DM bis 16000 RM 115DM 

7 bis 16 600 DM bis 21000RM 130 DM 

8 über 16 600 DM über 21 000 RM 150 DM" ; 

b) in Absatz 3 in den Stufen 1 bis 5 die Beträge 

wie folgt geändert: „20 DM" in „30 DM", „25 
DM" in „35 DM", „30 DM" in „40 DM", „35 

DM" in „45 DM", „40 DM" in „50 DM" und 

treten an die Stelle der bisherigen Stufe 6 die 
neuen Stufen 6 bis 8: 

„6 60 DM 

7 65 DM 

8 75 DM". 

6. In § 275 wird die Zahl „110" durch „120" ersetzt. 

7. In § 279 werden ersetzt: 

die Zahl „450" durch „470", 

die Zahl „200" durch „220", 

die Zahl „76" durch „81", 
die Zahl „170" durch „180", 

die Zahl „650" durch „750", 

die Zahl „270" durch „280", 

die Zahl „250" durch „270", 

die Zahl „121" durch „126". 
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Artikel 2 

Anwendungszeitpunkt 

Die Vorschriften dieses Gesetzes sind anzuwen- 
den: 

1. Artikel 1 Nr. 1 bis 3 vom Inkrafttreten dieses 
Gesetzes ab, 

2. Artikel 1 Nr. 4 bis 7 vom 1. März 1970 ab. 


Artikel 3 

Anwendung in Berlin 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
und des § 13 Abs. 1 des Dritten Uberleitungsgeset- 
zes vom 4. Januar 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch 
im Land Berlin. 


Artikel 4 

Inkrafttreten 

Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner Verkün- 
dung in Kraft. 


Bonn, den 2. Dezember 1969 


Dr. Barzel r Stückten und Fraktion 
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Begründung 


Zu Artikel 1 Nr. 1 bis 3 

Die bisherigen Erfahrungen mit der 21. LAG-Novelle 
(Flüchtlingsentschädigungsgesetz) brachten die Er- 
kenntnis, daß angesichts der Einschränkungen im 
berechtigten Personenkreis (eingeengter Zonen- 
schadensbegriff gegenüber dem BFG, keine Ent- 
schädigung bei gegenwärtigem Einkommen von 
mehr als 15 000 DM bzw. bei Vermögen von mehr 
als 50 000 DM) die eingeplanten Gesamtkosten der 
Flüchtlingsentschädigung von 2,6 Mrd. DM nicht er- 
reicht werden. Ohne daß dem Ausgleichsfonds zu- 
sätzliche, ursprünglich für die Vertriebenen und 
Kriegssachgeschädigten bestimmte Mittel entnom- 
men werden müssen und ohne den Bundeshaushalt 
zu berühren, ist es demnach möglich, die Flüchtlinge 
in stärkererWeise den Vertriebenen gleichzustellen. 
Von der Überzeugung ausgehend, daß der Spiel- 
raum zu 2,6 Mrd. DM hierdurch nicht überschritten 
wird, wird im vorliegenden Initiativantrag bean- 
tragt, den Zonenschadensbegriff des BFG in das 
LAG zu übernehmen und die Einkünfte- und Ver- 
mögensgrenzen in vertretbarem Ausmaß heraufzu- 
setzen (Artikel 1 Nr. 1, 2 bzw. 3). Die berechtigte 
Erwartung der Vertriebenen und Kriegssachgeschä- 
digten, daß zu späterem Zeitpunkt die gelegentlich 
der 21. Novelle dem Fonds für die Flüchtlingsent- 
schädigung entnommenen 1 Mrd. DM aus anderer 
Quelle zurückerstattet werden, bleibt durch diese 
23. Novelle unberührt, zumal durch die beantragten 
Novellierungen der Gesamtbetrag von 2,6 Mrd. DM 
nicht überschritten wird. 

Zu Artikel 1 Nr. 4 bis 7 

Die Vertriebenen, Flüchtlinge und Kriegssachgeschä- 
digten erwarten angesichts der Regierungsvorlage 
zur Verbesserung der Kriegsopferrenten und der 
Tatsache, daß bei ihnen die letzte Unterhaltshilfe- 
erhöhung fast gleich lange her ist, im Schnitt eine 
ähnliche Anhebung ihrer Unterhaltshilfe. Unter Be- 
rücksichtigung dieses Aspektes sowie der Finanz- 
lage wird eine Erhöhung der Sätze der Unterhalts- 
hilfe um 20 DM für den Berechtigten und ebenfalls 
20 DM für den Ehegatten vorgeschlagen, wozu bei 
ehemals Selbständigen noch die Erhöhung des Selb- 
ständigenzuschlags um bis zu 50 DM bzw. 25 DM 
für den Ehegatten hinzutritt. Bei verheirateten 
Unterhaltshilfeempfängern ohne Selbständigenzu- 
schlag ergibt sich somit eine Erhöhung um 12 °/o und 
bei Unterhaltshilfeempfängem mit Selbständigen- 
zuschlag eine Erhöhung um bis zu 23 °/o. 

Die Erhöhung der Unterhaltshilfe einschließlich des 
Selbständigenzuschlags wird während der gesamten 
Laufzeit des Lastenausgleichs insgesamt etwa 1,4 
Mrd. DM kosten (davon Selbständigenzuschlag ca. 
0,6 Mrd. DM). Hiervon tragen der Ausgleichsfonds 
3 /e r die Länder 2 /e und der Bund Ve. In den ersten 
Jahren wird der Aufwand für die beantragten Ver- 
besserungen etwa ein Neuntel des für die gesamte 
Laufzeit errechneten Aufwandes ausmachen. 


Zu Artikel 1 Nr. 5 im besonderen 

Es soll die seit 1957/61 eingetretene Nivellierung 
der Kriegsschadensrente ausgeglichen und nach 
Möglichkeit sogar eine verstärkte Ausrichtung der 
Kriegsschadensrente auf die soziologischen Verhält- 
nisse der Geschädigten vor der Schädigung erreicht 
werden. Infolge der systemgegebenen Starrheit der 
Entschädigungsrente (seit 1955 0,67 'Vo des Grund- 
betrages" bei z. B. 29 000 RM Schaden erhöhte sich 
seit 1961 der Hauptentschädigungsgrundbetrag um 
nur 1400 DM, d. h. die Entschädigungsrente um nur 
9,38 DM) kann der Teuerungs- bzw. Nivellierungs- 
ausgleich nur über den Selbständigenzuschlag der 
Unterhaltshilfe erfolgen. Es wird deshalb in diesem 
Initiativantrag im Bereich der mittelständischen 
Schäden statt einer linearen die fortgestaffelte An- 
hebung des Selbständigenzuschlags empfohlen. Die 
Korrektur der Nivellierung über den Selbständigen- 
zuschlag hat zudem den Vorteil, daß die Geschädig- 
ten die Anpassung nicht voll aus ihrer eigenen 
Hauptentschädigung, d. h. selbst bezahlen müssen, 
wofür bei ihnen kein Verständnis bestehen kann. 
Der 5. Bundestag hatte kurz vor seinem Auseinan- 
dergehen einstimmig der neuen Regierung emp- 
fohlen, im 2. Unterhaltshilfe-Anpassungsgesetz eine 
angemessene Aufbesserung des Selbständigenzu- 
schlags vorzusehen. In der Aussprache über die 
Regierungserklärung 1969 hatte ein FDP-Sprecher 
zum Ausdruck gebracht, daß nach seiner Auffassung 
der Auftrag einer „angemessenen" Aufbesserung 
den Ausgleich der Nivellierung im Mittelstands- 
bereich und damit die Fortstaffelung des Selbstän- 
digenzuschlags einschließt. Gleichwohl ist — soweit 
bekannt wurde — im Regierungsentwurf des 2. UAG 
nur eine allgemeine Erhöhung des Selbständigenzu- 
schlags um 15 DM, nicht aber eine Fortstaffelung 
vorgesehen. 

Zu Artikel 1 Nr. 7 im besonderen 

Die Obergrenzen der Entschädigungsrenten sind im 
allgemeinen in den letzten acht Jahren um die Be- 
träge aufgestockt worden, um die die Sätze der Un- 
terhaltshilfe erhöht wurden; eine Anpassung an die 
Entwicklung des westdeutschen Sozialniveaus er- 
folgte seit 1961 nicht. Für Berechtigte, deren Ent- 
schädigungsrente nach dem Grundbetrag der Haupt- 
entschädigung berechnet wird, wird deshalb nun- 
mehr eine Anhebung um 100 DM statt um 20 DM 
vorgeschlagen. Die Kosten für den Ausgleichsfonds 
sind nicht ins Gewicht fallend, weil die Entschädi- 
gungsrente zu 100 °/o auf die Hauptentschädigung 
angerechnet wird. (Der Bundeshaushalt bleibt unbe- 
rührt.) 

Zu Artikel 2 Nr. 2 

Die Erhöhung der Unterhaltshilfe wurde auf den 
1. März statt auf den 1. Juni 1970 vorgesehen. Die 
Anpassung der Sozialversicherungsrenten erfolgt 
inzwischen weitestgehend elektronisch, so daß (bei 
rechtzeitigem Erlaß der maßgeblichen Gesetze) es 
vieler Ubergangsmonate nicht mehr bedarf. 
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